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Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 11.09.2019 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dransmann, 
 
wir bedanken uns für die Einladung zur öffentlichen mündlichen Anhörung zur 
geplanten Änderung des Hessischen Krebsregistergesetzes am 17. Oktober 2019. 
 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit hat aus 
datenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken hinsichtlich des neuen 
Gesetzesentwurfs und hält daher seine Teilnahme an der Anhörung für nicht 
erforderlich. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Elke Treisbach  
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Helios Dr. Horst Schmidt Kliniken Wiesbaden 11.09.2019 
Tumorzentrum 
 
 
 
 
Betreff: Anhörung zum Krebsregistergesetz - Drucks. 20/756 - des Sozial- und 

Integrationspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtags 
 
Sehr geehrter Herr Dransmann, 
 
danke für die Information. Von meiner Seite aus kein Diskussionsbedarf. Die 
Änderungen sind richtig. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Prof. Dr. Norbert Frickhofen 
 
Chefarzt 
Klinik Innere MED III: Hämatologie, Onkologie, Palliativmedizin 
Tumorzentrum Helios HSK 
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PD Dr. Claudia Spix 17.09.2019 
Stellv. Leiterin Deutsches Kinderkrebsregister UNIVERSITÄTSMEDIZIN der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz Deutsches Kinderkrebsregister am Institut für 
Medizinische Biometrie, Epidemiologie und Informatik(IMBEI) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank, dass uns Gelegenheit gegeben wird den Gesetzesentwurf zum 
hessischen Krebsregistergesetz zu kommentieren. 
 
Wir begrüßen, dass der hessische Landtag die Zusammenarbeit des hessischen 
Krebsregisters mit dem Deutschen Kinderkrebsregister regeln möchte. Die 
vorgeschlagene Regelung ist in unserem Sinne und wird zur Vollzähligkeit der 
Meldungen an das Deutsche Kinderkrebsregister beitragen. Auch schließt die 
Regelung die Möglichkeit ein, von Patienten mit Mehrfachtumoren zu erfahren, was 
für die Langzeitfolgenforschung auf dem Gebiet der Kinderonkologie sehr wichtig ist. 
 
Wir möchten Sie in Bezug auf die Begründung noch darauf hinweisen: 
 
Die Meldung von Fällen unter 18 Jahren durch behandelnde Ärzte in Kliniken der 
Kinder- und Jugendonkologie an das Deutsche Kinderkrebsregister ist nicht gänzlich 
freiwillig, da sie in der "Richtlinie zur Kinderonkologie" des Gemeinsamen 
Bundesausschusses vorgesehen ist. Dies macht jedoch die im Gesetzesentwurf 
vorgesehene Regelung nicht gegenstandslos, da diese auch unter 18-jährige 
Patienten außerhalb der Kliniken der Kinder- und Jugendonkologie einschließt, sowie 
weitere Neoplasien bei Patienten mit Ersterkrankung unter 18 Jahren.   
 
An der Anhörung werden wir aufgrund von Terminkonflikten voraussichtlich nicht 
teilnehmen können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Claudia Spix für das Deutsche Kinderkrebsregister 
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Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. (APS) 18.09.2019 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dransmann,  
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen des Vorstands des Aktionsbündnisses Patientensicherheit möchte ich mich 
für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum hessischen Krebsregistergesetz 
ausdrücklich bedanken.  
 
Nach kursorischer Prüfung der Änderungsvorschläge kommen wir zu dem Schluss, 
dass hiervon keinerlei Gefährdungen für die Patientensicherheit, sondern 
wahrscheinlich sogar Verbesserungen in der Funktionsfähigkeit des Registers 
ausgehen. Wir sehen folglich keinen Änderungsbedarf bezüglich des 
Gesetzesentwurfs und verzichten somit auf eine förmliche Stellungnahme.  
 
Als überwiegend ehrenamtlich strukturiertem Verband ist uns eine vertiefte Prüfung 
der Vorschläge vor dem Hintergrund des hessischen Krebsregistergesetzes leider 
ebenso wenig möglich wie die persönliche Teilnahme an der geplanten Anhörung. 
Hierfür bitten wir um Ihr Verständnis. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Ilona Köster-Steinebach 
Geschäftsführerin 
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Hessische Krankenhausgesellschafte.V.] Frankfurter Str. 10-141 65760 Eschborn

Hessischer Landtag
Moritz Promny
Postfach 3240
65022 Wiesbaden

Per E-Mail an

h.dransmann@ltg.hessen.de,

rn.mueller@ltg.hessen.de

Geschäftsbereich 111-IV

Geschäftsführung

Prof. Dr. med. Gramminger

Frankfurter Str. 10-14
65760 Eschborn

Tel.:061964099-53
Fax: 06196 4099-99

mail@hkg-online.de
www.hkg-online.de

Ihr Zeichen

I A 2.5
Ihre Nachricht vom
6.9.2019

Unser Zeichen
IV

Datum

17.3eptember2019

Öffentlich mündliche Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses des hes-

sischen Landtages zu dem Gesetzesentwurf der Landesregierung für Gesetz zur Änderung des

hessischen Krebsregistergesetzes - Drucks. 20/756-

Sehr geehrter Herr Promny,

sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank, dass Sie der Hessischen Krankenhausgesellschaft Gelegenheit geben, bei der öf-

fentlich mündlichen Anhörung zum Hessischen Krebsregistergesetz Stellung nehmen zu dürfen.

Am 24. April 2019 hatte die Hessische Krankenhausgesellschaft an das Hessische Ministerium

für Soziales und Integration eine Stellungnahme abgegeben. Wir begrüßen die Einführung bun-
desweit einheitlicher Krebsregister, da sie einen großen Beitrag zur Qualitätsverbesserung im

Rahmen der Behandlung und Prävention von Tumorerkrankungen leisten. Zu den Inhalten des

Gesetzes haben wir insgesamt keine Einwendungen, jedoch sind die vorgeschriebenen Meldun-

gen gemäß des bundesweit einheitlichen onkologischen Basisdatensatz der ADT an die Vertrau-

ensstelle mit erheblichen Personalkosten verbunden, die nicht mit der derzeitigen Vergütung

abgedeckt sind.

Gemäß einer Umfrage an unseren Mitgliedskrankenhäusern konnten wir ermitteln, dass die

Vergütung der Meldungen durchschnittlich nur ein Drittel der Kosten abdeckt, die dem Kran-
kenhaus durch die Umsetzung des Gesetzes entstehen. Erschwerend müssen entsprechend

Registergericht: AG Frankfurt am Main | Registernummer:73VR400S | USt-ldNr. DE236002301
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dem Hessischen Krebsregistergesetz zusätzliche Daten gemeldet werden, die nicht im Basisda-

tensatz der ADT vorhanden sind und somit die entsprechenden Eingabefelder in der üblichen

Dokumentationssoftware nicht vorliegen. Dies bedeutet für die Krankenhäuser einen zusätzli-

chen Mehraufwand bei der Übermittlung dieser Daten an die Vertrauensstelle.

Auch wenn die Vergütung der Dokumentation durch eine Schiedsstellenentscheidung vom

24.2.2015 festgelegt wurde, ist die Unterfinanzierung auf Dauer nicht hinnehmbar. Derzeit

müssen die Krankenhäuser den größten Anteil der entstehenden Kosten selbst finanzieren. Hier

sehen wir das Land in der Pflicht, auf Bundesebene im Rahmen einer Anpassung des Krebsfrü-

herkennungs- und registergesetzes (KFRG) eine entsprechende Änderung zu initiieren.

Vollständigkeitshalber haben wir unsere Stellungnahmen zum Hessischen Krebsregistergesetz

vom 24.4.2019, 28.2.2018 und 3.9.2014 an das Hessische Ministerium für Soziales und Integra-

tion diesem Schreiben beigefügt, die im Wesentlichen unseren Standpunkt wiedergeben.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. D^-. med. G^ammingeT
i

Geschäftsführer-Schwerpunkt Medizin, Qualität, Finanzierung
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FIessische Ministerium für
Soziales und Integration
Herrn Dr. Stephan Holz
Postfach 3140
65021 Wiesbaden

»

^

Frankfurter Straße 10-14
65760 Eschborn
Telefon (061 96)409950
Telefax (061 96)40 99 99
eMail: mail@hkg-online de
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G:\2014\IV\Hessisclies
Krebsregistergesetz\14b30109a.doc

Unser Zeichen:
IV/bs
Dr. Udo Wo I ff
® 40 99 53

Stellungnahme zum Entwurf des Hessischen Krebsregistergesetzes
Ihr Schreiben vom 25. Juli 2014, AZ V 4a

Sehr geehrter Herr Dr. Holz,

sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank, dass Sie der Hessischen Krankenhausgesellschaft Gelegenheit geben, zu dem
Entwurf des Hessischen Krebsregistergesetzes Stellung zu nehmen. Wir begrüßen die Einfüh-
rung bundesweit einheitlicher Krebsregister, da diese einen großen Beitrag zur Qualitätsver-
bessenmg im Rahmen der Behandlung und Prävention von Tumorerkrankungen leisten.

Wir bitten jedoch zu berücksichtigen, dass die Integration des bundesweit vorgegebenen ein-
heitlichen onkologischen Basisclatensatzes in den bisherigen epidemiologischen Datensatz
einen erheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand bei der Meldung nach sich zieht. Zudem erge-
ben sich aus der Neuregelung bezüglich der Patientenauflclärung für die Krankenhäuser zu-
sätzliche Verpfl.ichtungen, da nunmehr neben den Pathologen ohne unmittelbaren^ Patienten-
kontakt auch alle anderen nur diagnostisch tätigen nieldepHichtigen Personen nicht mehr zu
einer Unterrichtung und Belehrung des Patienten verpflichtet sind,

Insgesamt ist die Umsetzung des neuen Hessischen Krebsregistergesetzes für die Krankenhäu-
sei mit deutlich höheren finanziellen Aufwendungen verbunden, die mit der bisherigen Ver-
gütung pro Meldung nicht abgedeckt werden. Insofern bitten wir, dafür Sorge zu tragen, dass
dem meldenden Krankenhaus eine entsprechende Vergütung ziikommt, die dem zusätzlichen
Personal- und Sachaufwand Rechnung trägt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Udo Wolff
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Hessische
Krankenhausgesellschaft e.V.H KG

Hessische Krankenhausgesellschaft e.V. | Frankfurter Str. 10 -141 657GO Eschborn

Hessisches Ministerium für Soziales

und Integration
Dr. Stephan Holz
SonnenbergerStr. 2/2a
65193 Wiesbaden

Geschäftsbereich IV-V111

Dr.UdoWolff

Frankfurter Str. 10-14
65760 Eschborn

Tel.:061964099-53
Fax: 06196 4099-99

mail@hkg-online.de
www.hkg-online.de

Per E-Mail an stefan.herb@hsm.hessen.de

Ihr Zeichen
V4

Ihre Nachricht vom
10.4.2019

Unser Zeichen
IV

Datum

24. April 2019

Anhörung zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Hessischen Krebsregistergesetzes

Sehr geehrter Herr Dr. Holz,

sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank, dass Sie der Hessischen Krankenhausgesellschaft Gelegenheit geben, zum Entwurf

des Gesetzes zur Änderung des Hessischen Krebsregistergesetzes Stellung nehmen zu dürfen.

Mit Schreiben vom 28. Februar 2018 zur Evaluierung des Hessischen Krebsregistergesetzes und
zur Verordnung zum Hessischen Krebsregistergesetz hatten wir Ihnen eine Stellungnahme ab-

gegeben. Leider fanden unsere Änderungswünsche keine Berücksichtigung. Ausdrücklich hatten
wir dort u.a. ausgeführt, dass die Umsetzung des Krebsregistergesetzes für die Krankenhäuser
mit deutlich höheren finanziellen Aufwendungen verbunden ist, als dies mit der bisherigen Ver-

gütung abgedeckt ist. Auch in Ihrem jetzigen Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Hessi-

sehen Krebsregistergesetzes ist weder eine Erhöhung der Vergütung vorgesehen, noch finden
sich unsere weiteren Änderungswünsche wieder. Wir bitten daher erneut um Berücksichtigung
unserer Änderungsvorschläge.

Zu Artikel l Nr. 2b (§ 4 Abs. 4 Nr. 3 und 4) geben wir zu beachten, dass derzeit in dem bundes-

weit einheitlichen onkologischen Basisdatensatz der ADT keine entsprechenden Eingabefelder
für die zusätzlichen Angaben vorhanden sind.

Mit freundlichen Grüßen

!/U<H4-
Dr. Udo Wolff

Reglstergericht: AG Frankfurt am Main | Registernummer:73VR4008 | USt-ldNr. DE236002301
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Wiesbaden, 20.09.2019 
 
Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung des Hessischen Krebsregisters  
Drucksache 02/756 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank, dass Sie uns Gelegenheit geben, zum Gesetz zur Änderung des 
Hessischen Krebsregisters Stellung zu nehmen. Die vorgeschlagenen Änderungen 
können wir mittragen. Wir möchten jedoch anregen, zu überlegen, ob das Merkmal 
der Staatsangehörigkeit nicht eher durch zusätzliche Dokumentationsinhalte wie 
beispielsweise Geburtsland, Einreisejahr, gesprochene Sprache etc. ergänzt werden 
sollte, um auch Aussagen über onkologische Erkrankungen und deren Verlauf bei 
Menschen mit Migrationshintergrund zu generieren. Laut Robert Koch Institut ist die 
Datenlage zur Gesundheit von Menschen mit Migrationshintergrund teilweise noch 
unzureichend, obgleich Migranten mit knapp 20 Millionen Menschen eine 
zahlenmäßig große Gruppe in Deutschland darstellen.  

Wir regen des Weiteren an, auf Fachebene zu diskutieren, inwieweit auch Patient 
Reported Outcomes (PROs) perspektivisch in das Hessische Krebsregister einfließen 
könnten, um weitere Qualitätsverbesserungen in der onkologischen Versorgung zu 
erzielen. Ein Beispiel hierfür könnte die bundesweite EDIUM-Studie 
(https://www.edium-studie.de) sein, die die Patientenperspektive von 
Darmkrebspatienten stärker in den Vordergrund rückt. Anhand von Fragen zum 
allgemeinen Gesundheitszustand und darmkrebsbezogenen Symptomen und 
Problemen wird versucht, die Lebensqualität von Darmkrebspatienten vor und nach 
der Darmkrebstherapie zu erfassen, um Maßnahmen für eine Verbesserung der 
Behandlung und der Betreuung der Patienten ableiten zu können.  

____
___ 

Landesverband der 
Privatkliniken  
in Hessen e.V. 

 
Geschäftsführung 

 
Aukammallee 33 

65191 Wiesbaden 
 

Büroadresse: 
Zeil 127 

60313 Frankfurt  
 

Telefon 0611/ 2675611 
a.afemann@vdpk.de 

www.vdpk.de 

 

Hessischer Landtag 
Sozial- und Integrationspolitischer Ausschuss 
h.dransmann@ltg.hessen.de 
m.mueller@ltg.hessen.de 

Landesverband der Privatkliniken in Hessen e.V. | Aukammallee 33| 65191 Wiesbaden 
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Abschließend möchten wir die Anregung der Hessischen Krankenhausgesellschaft 
(HKG) unterstützen, die Vergütungssätze anzupassen, um dem 
Dokumentationsaufwand Rechnung zu tragen. Gleichzeitig gilt es zu prüfen, 
inwieweit das digitale Meldeverfahren weiter ausgebaut bzw. optimiert werden 
kann, damit der Kosten- und Zeitaufwand für die Häuser überschaubar bleibt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Aguedita Afemann  
Landesgeschäftsführerin 
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